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Stellungnahme des IDR e. V. zur geplanten Reform des kommu-
nalen Vergaberechts in Nordrhein-Westfalen 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

mit großem Interesse haben wir den Entwurf zur Änderung kommunal-
rechtlicher Vorschriften in Nordrhein-Westfalen, insbesondere die Neu-
fassung des § 75a GO NRW und den Wegfall des § 26 KomHVO sowie 
der darauf basierenden kommunalen Vergabegrundsätze, analysiert. 
Der vorliegende Gesetzesentwurf verfolgt das Ziel der Entbürokratisie-
rung kommunaler Vergabeverfahren, um die Verwaltungen zu entlasten 
und Investitionen zu beschleunigen. 

Diese Zielsetzung ist nachvollziehbar, jedoch birgt die geplante Reform 
gravierende Risiken für Transparenz, Wettbewerb, Wirtschaftlichkeit und 
die Kontrolle der Vergaben. Während eine Entbürokratisierung kurzfris-
tige Vorteile bringen könnte, besteht die Gefahr, dass langfristig Korrup-
tion und ineffiziente Mittelverwendung begünstigt werden. 

1. Vorteile der Reform 

Die Reform kann zu einer Vereinfachung und Beschleunigung von Verga-
beverfahren führen: 

• Entbürokratisierung und Flexibilität: Kommunen erhalten größere 
Entscheidungsfreiheiten bei der Gestaltung ihrer Vergabepro-
zesse. 

• Beschleunigte Investitionen: Durch den Abbau von Verfahrens-
hürden könnten Projekte schneller umgesetzt werden. 

• Erleichterung für KMU: Insbesondere kleine und mittelständische 
Unternehmen könnten von weniger aufwendigen Ausschrei-
bungsprozessen profitieren. 

• Mögliche Kosteneinsparungen: Weniger formale Anforderungen 
könnten in manchen Fällen kurzfristig Kosten reduzieren. 
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2. Risiken und Herausforderungen 

2.1. Rechtsunsicherheit und Flickenteppich an Regelungen 

• Jede Kommune kann eigene Vergabesatzungen erstellen, was zu 
unterschiedlichen Regelungen in Nachbarkommunen führt. 

• Unternehmen müssen sich auf verschiedene kommunale Verga-
beregelungen einstellen, was zu Verunsicherung und Wettbe-
werbsverzerrungen führt. 

• Kommunen könnten untereinander in Wettbewerb geraten, so-
dass sich die Angebotslage für Kommunen, welche keine Satzun-
gen / Regelungen erlassen haben, besser gestaltet als für Kom-
munen mit strengeren Anforderungen an die Auftragsvergabe. 

• Ferner besteht das Risiko, dass keine Auftragsbekanntmachun-
gen mehr bspw. über den Vergabemarktplatz NRW veröffentlicht 
werden, und so dem Transparenzgebot nicht ausreichend Rech-
nung getragen wird. 

• Die uneinheitliche Anwendung von Vergabegrundsätzen und de-
ren Auslegung / Interpretation erschwert den Vergleich und die 
Überprüfung von Beschaffungen. Ob und in welchem Umfang 
spezialgesetzliche Regelungen im Verfahren zu berücksichtigen 
sind, ist von den Kommunen dann individuell zu prüfen, wie z. B. 
§ 4 IV Mittelstandsförderungsgesetz, Tariftreuegesetz und § 19 
MiloG. 

• Für die betroffenen Beschaffungsstellen besteht ohne hinrei-
chende Regelungen das erhöhte Risiko, strafbewehrte Fehler zu 
begehen und sich regresspflichtig zu machen. 

• Die Regelungen und die damit einhergehende Prüfung auf Grund-
lage der UVgO und VOB/A haben sich bereits über Jahre hinweg 
positiv, auch unter Beachtung der Rechtsprechung, etabliert. 
 

2.2. Erhöhtes Korruptions- und Manipulationsrisiko 

• Der Wegfall zentraler Vorgaben erhöht die Gefahr von Vettern-
wirtschaft, Vorteilsnahme und intransparenten Vergaben, 
schließlich könnte es ohne klare Leitlinien häufiger zu Vergaben 
an vertraute Unternehmen kommen, wodurch sich Monopolstel-
lungen und Bieterkartelle lokaler Anbieter entwickeln. 

• Fehlende Dokumentationspflichten erschweren es, Vergabever-
fahren nachzuvollziehen und unrechtmäßige Auftragsvergaben 
aufzudecken.  

• Die etablierten Verfahren boten auch einen Manipulationsschutz 
für die mit Beschaffungen betrauten Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter, keine dolosen Handlungen vornehmen zu können. 

• Unsere Mitglieder befürchten, dass sich der Druck von Unterneh-
men auf kommunale Mitarbeiter/innen erhöhen könnte, sie zu 
berücksichtigen, wenn es keine geregelten Vergabe- verfahren 
mehr gibt. 
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• In der Vergabepraxis könnte die Gefahr steigen, dass öffentliche 
Mittel unwirtschaftlich oder gar zweckentfremdet verwendet wer-
den, wenn keine gesetzlichen Standards zu deren Umgang und 
Mittelverwendung mehr vorgegeben sind. Um dem entgegenzu-
wirken, ist ein Regelungswerk wie derzeit die UVgO bzw. VOB/A 
hilfreich, indem darüber ein allgemeingültiger Standard zum Ver-
fahren und zur Mittelverwendung vorgegeben wird. 
 

2.3. Einschränkung von Wettbewerb und Wirtschaftlichkeit 

• Ohne transparente Ausschreibungen besteht ungeachtet des 
v. g. Korruptions- und Manipulationsrisikos zudem die Gefahr, 
dass Vergaben primär an bekannte Anbieter erfolgen, wodurch 
der Markt abgeschottet wird, was langfristig zu steigenden Prei-
sen und schlechterer Ausführung der Leistungen führen könnte. 

• Die Ermangelung verpflichtender Leistungsbeschreibungen er-
schwert die Erstellung und Einhaltung der Ausführungsbedingun-
gen durch die Bedarfsstelle (Rechte und Pflichten auf Seiten des 
Auftragnehmers/-gebers). Außerdem werden die Angebote kaum 
noch vergleichbar sein, was das Risiko von unwirtschaftlichen Be-
schaffungen erhöht. 

• Die fehlende Verpflichtung zur Einholung von Vergleichsangebo-
ten erschwert es, die Wirtschaftlichkeit und Effizienz von Verga-
ben nachzuweisen. 

• Zudem könnte es vermehrt unwirtschaftliche Einzelbeauftragun-
gen geben (Maverick Buying). 
 

2.4. Erhöhte Prüfungs- und Kontrollanforderungen 

• Kontrollmöglichkeiten werden massiv erschwert, da Vergabepro-
zesse keine gesetzlichen, einheitlichen Maßstäbe mehr haben. 
Diese beziehen sich sowohl auf die Wertgrenzen, als auch auf den 
Umgang mit der Leistungsbeschreibung, mit Rahmenvereinba-
rungen und deren Laufzeiten, die formelle Prüfung von Angebo-
ten, Eignungsnachweisen, der Losvergabe (keine gewerkeweise 
Ausschreibung mehr) sowie Fristen etc., um nur einige Beispiele 
zu nennen.  
 

• Die individuellen Begründungen von Vergaben, die zukünftig 
möglicherweise ohne Wettbewerb durchgeführt würden, erhöhen 
mithin auch den Prüfungsaufwand, da ein klares Sollkonzept und 
ein standardisiertes Verfahren fehlt, auch im Hinblick auf Doku-
mentationserfordernisse. Schließlich führt der Wegfall komplexer 
Regelungen nicht automatisch zu einer Reduzierung des Verwal-
tungsaufwands, wenn in Ermangelung einheitlicher Regelungen 
individuell begründet und dokumentiert werden muss. 

 



 
 
 

4 
 

 

2.5. Auswirkungen auf Fördermittel und Drittmittelprojekte 

• Viele Förderprogramme setzen transparente Vergabeverfahren 
voraus. Kommunen könnten in Konflikt mit Fördermittelgebern 
geraten, wenn keine einheitlichen Vorgaben zur Wirtschaftlich-
keit existieren bzw. zum Nachweis der Mittelverwendung mehr 
vorliegen. 

• Fehlende Standardisierungen könnten dazu führen, dass Kom-
munen Fördergelder zurückzahlen müssen, weil Vergabeverfah-
ren nicht ordnungsgemäß durchgeführt wurden. 

• Verweisen bspw. die allgemeinen Nebenbestimmungen der För-
dermittelgeber weiterhin auf die Regelungen der UVgO / VOB/A 
in den Fördermittelbescheiden der EU oder des Bundes / Landes? 
 

3. Rolle der Rechnungsprüfung bei der Umsetzung von § 75a GO 
NRW 

Falls die geplante Reform in dieser Form beschlossen wird, werden sich 
die Herausforderungen an die örtliche Rechnungsprüfung bei der Wirt-
schaftlichkeitsprüfung und Korruptionsprävention deutlich erhöhen.  

Notwendige Maßnahmen zur Absicherung der öffentlichen Mittel könnten 
dann sein: 

• Etablierung einheitlicher Kriterien zur Bewertung von Wirtschaft-
lichkeit und Sparsamkeit. 

• Erarbeitung neuer Prüfleitlinien, um Vergaben auf Verstöße ge-
gen Transparenz- und Gleichbehandlungsgrundsätze hin zu un-
tersuchen. 

• Stärkung der Kontrolle über Direktvergaben durch die Empfeh-
lung von Mindestdokumentationsanforderungen. 

• Verpflichtende Information der beschaffenden Stellen in den 
Kommunen über Vergaben vor Auftragserteilung an die örtliche 
Rechnungsprüfung ab einem vom Rat festzulegenden Auftrags-
wert. 

• Verpflichtende Berichterstattung der Kommunen über Vergabe-
verfahren an die örtliche Rechnungsprüfung, die nicht vor Auf-
tragserteilung vorgelegt wurden. 

• Erweiterte Inanspruchnahme der Prüfkompetenzen, um Korrup-
tionsprävention sicherzustellen und die Prüfung der ordnungsge-
mäßen Mittelverwendung gewährleisten zu können. 
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4. Fazit: Größere Herausforderungen für das Beschaffungswesen 
in den Kommunen 

Während die Reform des Vergaberechts in NRW eine Entbürokratisierung 
und schnellere Vergabeverfahren ermöglichen könnte, überwiegen die 
Risiken für Intransparenz, Korruptionsgefahr und wirtschaftliche Ineffi-
zienz. Der Wegfall gesetzlicher Vorgaben könnte die Kontrollmechanis-
men schwächen, den Wettbewerb verzerren und langfristig sogar zu 
steigenden Kosten für Kommunen führen. 

Sollte die Reform in dieser Form beschlossen werden, sieht die örtliche 
Rechnungsprüfung ein erhebliches Risiko für die Verwaltungen, die Ein-
haltung der nationalen Vergabegrundsätze sicherzustellen, insbeson-
dere in einer Zeit, in der zunehmende Deregulierung die Gefahr von 
Missbrauch und unwirtschaftlicher Beschaffung deutlich erhöht.  

Das IDR empfiehlt daher unbedingt die bisherige Struktur der Kommu-
nalen Vergabegrundsätze in Anlehnung an gesetzliche Vorgaben der 
UVgO / VOB/A zur tatsächlichen Entbürokratisierung zu reformieren 
bzw. zu verschlanken. Dies wäre z. B. durch höhere Wertgrenzen für die 
Wahl weniger formalisierter Verfahren möglich, am besten in Abstim-
mung mit den anderen Bundesländern, anstelle diese in Gänze aufzuhe-
ben oder aufzugeben.  

Mit freundlichen Grüßen 

gez. Sabine Sauer   gez. Stefan Gürtzgen 
Landesgruppensprecherin NRW  Landesgruppensprecher NRW 
 
 

 
 

 

 

 

 

 


